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21. Chemisches Kolloquium 
Baumaterialien und Oberflächengewässer 
Das 21. Chemische Kolloquium der BfG befasst sich mit der Wechselwirkung zwischen 
Baumaterialien und aquatischer Umwelt. Es wird eine möglichst umfassende Betrachtung der 
verschiedenen Aspekte des Themenbereiches angestrebt. Neben den klassischen Wasserbau-
materialien spielen auch Baumaterialien aus dem städtischen Raum und die Bauchemie eine 
Rolle. Umweltchemische Grundlagen werden ebenso angesprochen wie praktische Ansätze 
zur Bewertung von Umweltauswirkungen sowie der Stand der Zulassung in diesem Bereich. 
Erfahrungen aus der operativen Praxis der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung und Schluss-
folgerungen für deren zukünftiges Handeln bilden einen besonderen Schwerpunkt.  
Ziel der Veranstaltung ist es, einen Einblick in dieses komplexe Arbeitsgebiet im Spannungs-
feld von Materialeigenschaften, Wirtschaftlichkeit und umweltgerechtem Handeln zu geben 
und die folgenden Zielgruppen miteinander ins Gespräch zubringen: Fachleute aus der  
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, den Verwaltungen des Bundes sowie der Länder, Wis-











Leitfaden Nachhaltiges Bauen – Erste Ansätze zur 
ganzheitlichen Berücksichtigung von Umwelt-





Die aktuellen Bestrebungen des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) zur nachhaltigen und ganzheitlichen Ausrichtung der Bauaufgaben der Bundes-
bauverwaltungen im zivilen Hochbau basieren auf den Grundlagen des im Jahr 2001 veröf-
fentlichten „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ des BMVBS.  
Die bekannten aber schwer für den Bausektor beschreibbaren Säulen der Nachhaltigkeit Öko-
logie, Ökonomie und Soziales wurden in den vergangenen 10 Jahren durch wissenschaftliche 
Arbeiten praxistauglich aufbereitet, am Runden Tisch Nachhaltiges Bauen diskutiert, in den 
Normungsausschüssen normiert und systematisch in Bewertungsmethoden überführt. 
Im Jahr 2008 wurde in Deutschland eine gemeinsam vom BMVBS und der Deutschen Ge-
sellschaft für Nachhaltiges Bauen entwickelte Bewertungsmethodik unter dem Arbeitstitel 
„Deutsches Gütesiegel Nachhaltiges Bauen“ vorgestellt, welche seit dem Jahr 2009 der Bun-
desbauverwaltung als erstes ganzheitliches Bewertungssystem – dem Bewertungssystem 
Nachhaltiges Bauen (BNB) – zur Verfügung steht.  
Mit dem Ziel der Einbindung des BNB in die täglichen Planungsaufgaben der Bundesbauab-
teilungen wurde der Leitfaden Nachhaltiges Bauen unter Bezugnahme auf das BNB fortge-
schrieben und per Erlass im März 2011 für den zivilen Bundesbau eingeführt. 
Mit der Neuformulierung des Leitfadens Nachhaltiges Bauen wurden gleichzeitig sechs Re-
gelungsinstrumente zur Umsetzung von Nachhaltigkeitsanforderungen ins Leben gerufen: 
> Schaffung eines verbindlichen Rahmendokumentes mit Arbeitshilfen und dessen 
Einführung per Erlass 
> Einbindung einer quantitativen Bewertungsmethodik (BNB) für das nachhaltige 
Bauen 
> Definition von Mindestanforderungen 
> Start eines Qualifizierungsprogramms für die Mitarbeiter der Bundesbauabteilungen, 
Ausbildungen zum BNB-Nachhaltigkeitskoordinator 
> Einrichtung einer kommissarischen Konformitätsprüfungsstelle im Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung 











 Ziel des neuen Leitfaden Nachhaltiges Bauen ist neben der Einbindung des Bewertungssy-
stem Nachhaltiges Bauen des BMVBS in die verschiedenen Planungsschritte und Nachweis-
verfahren gemäß den Richtlinien für die Durchführung von Baumaßnahmen des Bundes 
(RBBau), den Bauverwaltungen entsprechende Formblätter, Checklisten, Rechentools und 
Mustervorlagen an die Hand zu geben, so dass ein möglichst selbstständiges Arbeiten ermög-
licht wird.  
Aufwertung gegenüber den bisherigen Planungsqualitäten hat im Speziellen der Bereich der 
Ökologie erfahren. 
Tabelle 1 
Übersicht der Hauptkriteriengruppe „Ökologische Qualität“, Kriteriengruppen und deren Einzelkriteri-
en BNB Version 2011_1 
Ökologische Qualität 
1.1.1 Treibhauspotenzial (GWP) 
1.1.2 Ozonschichtabbaupotenzial (ODP) 
1.1.3 Ozonbildungspotenzial (POCP) 
1.1.4 Versauerungspotenzial (AP) 
1.1.5 Überdüngungspotenzial (EP) 
1.1.6 Risiken für die lokale Umwelt 
Wirkungen auf die globale 
Umwelt  
1.1.7 Nachhaltige Materialgewinnung/Holz 
1.2.1 Primärenergiebedarf nicht erneuerbar (PEne) 
1.2.2 Primärenergiebedarf gesamt und Anteil erneuerbar 





Nunmehr wird zusätzlich zu den im Zuge der Planung ohnehin abzuliefernden Nachweisen 
eine Ökobilanz für das Gebäude hinsichtlich der eingesetzten Materialien und der in der Nut-
zungsphase benötigten Materialien und Energieträger verlangt, des Weiteren werden für die 
eingesetzten Bauprodukte (Stoffe, Gemische und Erzeugnisse) die Inhaltsstoffe in ihren Wir-
kungen auf das Wasser, den Boden und die Luft beurteilt. 
Ziel ist einerseits die Sensibilisierung der Bauverwaltungen hinsichtlich der mit dem Einsatz 
von Bauprodukten einhergehenden Gefahren, wie z. B. der Einsatz von Bioziden in Baupro-
dukten, der Anteil besonders Besorgnis erregender Stoffe (SVHC), Schwermetalleinträge 
aufgrund von Metalldächern – um nur einige zu nennen, und andererseits deren Vermeidung.  
Das Kriterium 1.1.6 „Risiken für die lokale Umwelt“ des BNB stellt dabei einen ersten An-
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 Stand der Entwicklung von Elutionsverfahren für 
Bauprodukte, Boden und Abfälle im europäischen 






Die Abschätzung des Auslaugverhaltens potenziell wasserlöslicher, schädlicher Inhaltsstoffe 
aus Böden und Bodenmaterialien, mineralischen Abfällen zur Verwertung (z. B. Ersatzbau-
stoffe) oder aus Baustoffen und Bauprodukten mit Hilfe von Elutionsverfahren gewinnen 
immer mehr an Bedeutung für die Beurteilung möglicher Grundwassergefährdungen. Dabei 
sollen die Elutionsverfahren möglichst realitätsnah die Freisetzung von Schadstoffen simulie-
ren, so dass der Anteil an Stoffen, die mit dem Sickerwasser verlagert werden können, pro-
gnostiziert und die Umweltverträglichkeit der Materialien bewertet werden kann.  
Um in gesetzlichen Verordnungen des Bundes zitiert werden zu können, müssen Untersu-
chungsverfahren standardisiert und validiert werden. In Auswertung der Ergebnisse des Ver-
bundvorhabens „Sickerwasserprognose“ und im Zusammenhang mit der Novellierung der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung sowie der Erarbeitung einer zukünftigen Er-
satzbaustoffverordnung wurden daher vom DIN-Normenausschuss Wasserwesen, Unteraus-
schuss „Eluierungsverfahren“ von April 2007 bis Januar 2009 für Bodenmaterialien und mi-
neralische Abfälle mit einer Korngröße bis 32 mm die DIN 19528 (Säulenperkolationsver-
fahren zur gemeinsamen Untersuchung des Elutionsverhaltens von organischen und anorga-
nischen Stoffen) und die DIN 19529 (Schüttelverfahren mit einem Wasser-/Feststoff-Verhält-
nis (W/F) von 2 l/kg zur Untersuchung der Elution von anorganischen Stoffen) erarbeitet. 
Inzwischen steht auch die DIN 19527 (Schüttelverfahren mit W/F von 2 l/kg zur Untersu-
chung der Elution von organischen Stoffen) unmittelbar vor der Veröffentlichung. Alle drei 
Verfahren wurden in den letzten Jahren mit Ringversuchen validiert. Es ist vorgesehen, die 
DIN 19528 und DIN 19529 aufgrund der inzwischen in der Praxis gewonnenen Erfahrungen 
ab Herbst 2012 zu überarbeiten. Dabei wird auch die Validierung der DIN 19528 um weitere 
regelungsrelevante organische Stoffe erweitert werden. Darüber hinaus werden zurzeit inner-
halb des DIN-Normenausschusses „Eluierungsverfahren“ und in Zusammenarbeit mit der 
quo data GmbH (finanziell unterstützt durch das UBA) Daten aus Industrie und Forschung 
ausgewertet, welche die Beurteilung der Gleichwertigkeit der Verfahren ermöglichen.  
Auf europäischer Ebene wurden im Abfallbereich kürzlich mehrere Trogtests unter verschie-
denen Versuchsszenarien vom CEN TC 292 erarbeitet und mit dem Status von TS (Techni-









Im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung im Bauwesen und mit dem Nachweis der Konfor-
mität mit der Europäischen Bauproduktenlinie bzw. mit dem Bauproduktengesetz und den 
Landesbauordnungen auf nationaler Ebene hat die Bedeutung von Elutionsverfahren auch für 
die Bewertung der Auswirkungen von Bauprodukten auf Boden und Grundwasser zugenom-
men. Innerhalb des CEN TC 351 „Construction products – Assessment of release of dange-
rous substances“ wurden von der WG 1 zwei harmonisierte Elutionsverfahren für monolithi-
sche bzw. granulare Bauprodukte erarbeitet – ein Trogtest und ein Säulenperkolationsverfah-
ren. Bevor diese beiden Verfahren  den Status einer europäischen Norm erhalten können, 
müssen sie validiert werden. In einem UFOPLAN-Vorhaben wurde bereits vom Forschungs-
institut der Zementindustrie die Robustheit des Trogverfahrens für Beton und Mörtel unter-
sucht. Darüber hinaus werden derzeit in diesem Zusammenhang unter deutscher Beteiligung 
von Seiten der BAM und der Universität Tübingen Robustheitsprüfungen für beide Vefahren 
mit verschiedensten mandatierten Bauprodukten durchgeführt. Anschließend sind als letzter 
Validierungsschritt Ringversuche geplant.  
Auf internationaler Ebene gibt es im Bereich Bodenuntersuchungen (ISO TC 190 SC7 WG 6) 
standardisierte Elutionsverfahren mit dem Status von TS, die Schüttel- und Säulenversuche 
umfassen und im Wesentlichen europäische Verfahren spiegeln. 
Von Seiten der US EPA wurden kürzlich Ringversuche zu drei neuen Elutionsverfahren im 
Abfallbereich durchgeführt, die sich inzwischen zunehmend an die europäischen Verfahren 
annähern (Trogtest, Säulenperkolationstest und pH stat Test). Zusätzlich wurden durch zwei 
europäische Labore Versuche mit den gleichen Proben und den analogen europäischen Ver-
fahren vergleichend durchgeführt, die eine sehr gute Übereinstimmung ergaben. Es ist daher 
geplant diese Ergebnisse für die Validierung der entsprechenden europäischen Normen mit 
heranzuziehen.  
Im Vortrag werden die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Elutionsverfahren dargestellt. 
Es wird auf den Vergleich zwischen den nationalen und europäischen Verfahren in der prak-
tischen Durchführung und in diesem Zusammenhang auf erste Ergebnisse des aktuellen 
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Über den Standard hinaus getestet – Ergebnisse  
aus Untersuchungen zur umweltparameterabhängi-
gen Freisetzung von Metall(oid)en aus Wasserbau-
steinen 
Lars Düster, Annekatrin Schmukat, Harald Schmid, Dennis Ecker, 





Weltweit werden Baumaterialien mit unterschiedlichen Labortestverfahren auf eine mögliche 
Freisetzung gefährlicher Substanzen getestet. Ein umfassender Abgleich mit Richt- und 
Grenzwerten, wie er in der Mantelverordnung für die Bereiche Boden und Grundwasser vor-
gesehen ist, ist für Bauprodukte in Oberflächengewässern bisher nicht vorhanden. Für parti-
kuläre und gelöste Fraktionen liefern die Vorgaben der EG-Wasserrahmenrichtlinie (Richtli-
nie 2000/60/EG), der Oberflächengewässerverordnung (OGewV 2011) und die Gemeinsame 
Übergangsbestimmung zum Umgang mit Baggergut in den Küstengewässern (BMVBS 2009) 
bestenfalls eine Orientierung. Zukünftig sollen über normierte Verfahren des TC 351 für 
Bauprodukte Elutionsdaten gewonnen werden (ILVONEN et al. 2011), welche dann mit noch 
zu erarbeitenden Schwellenwerten verbunden werden. Rechtlich abgesicherte Vorgaben zur 
Begrenzung des Schadstoffeintrags aus Wasserbausteinen in Bundeswasserstraßen liefern 
momentan nur die Technischen Lieferbedingungen für Wasserbausteine (TLW 2003). In den 
TLW liegen nur zulässige Eluatwerte (DIN EN 1744-3) für Cr (Stahlwerksschlacken) und Cu 
(Kupferhüttenschlacke) (TLW 2003). Verwiesen sei an dieser Stelle auf den Beitrag von 
PELZER in diesem Kolloquium (s. S. 30). 
 
Informationsgewinn aus standardisierten Testverfahren und  
Besonderheiten des Wasserbaus 
Neben dem Abgleich mit Richt- und Grenzwerten können standardisierte Labortestverfahren 
genutzt werden, um grundlegende Informationen zum „Verhalten“ eines Baumaterials, in 
Bezug auf die Stofffreisetzung, zu gewinnen. Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass 
die grundlegende Umwelteigenschaft der Stofffreisetzung aus theoretischer und praktischer 
Sicht nicht nur für potenzielle Schadstoffe bedeutsam ist, sondern alle für den Gewässerche-
mismus relevanten Stoffe einschließt. In der Beratung der Wasser- und Schifffahrtsverwal-










 Baumaterialien naturgemäß die Besonderheiten des Wasserbaus im Fokus. Die Applikation 
im Wasserbau weist gegenüber anderen Einsatzfällen erhebliche Besonderheiten auf. Das 
Flüssig-/Feststoff-Verhältnis reicht von sehr klein (z. B. in Porenräumen von Schüttungen) 
bis praktisch unendlich (z. B. Offshore Anwendungen). Dem gegenüber ist der pH-Wert mit 
6 - 9 vergleichsweise konstant. Speziell im Meerwasser beträgt der pH-Wert rund 8,2 und 
kann auf der Makroebene als weitestgehend konservativ betrachtet werden. Der Umweltpa-
rameter Ionenstärke/Salzgehalt schwankt hingegen stark und liegt zwischen wenigen mmol/l 
in weichen Flusswässern und ca. 800 mmol/l in marinen Bereichen. Da die Ionenstärke über 
verschiedene Mechanismen einen deutlichen Einfluss auf die Freisetzung von Stoffen aus 
Wasserbaumaterialien hat, ist dies ein gutes Beispiel für eine mögliche wasserbauspezifische 
Testanforderung (Abb. 1) (SCHMUKAT et al.). 
 
Inhalte 
Im Vortrag werden verschiedene, für den Einsatzbereich Wasserbau modifizierte Labortest-
verfahren vorgestellt und experimentelle Herausforderungen, mögliche experimentelle Arte-
fakte sowie die daraus resultierenden Konsequenzen für die Arbeit der BfG erläutert. Zusätz-
lich wird diskutiert, welche möglichen Fragestellungen und Empfehlungen sich in der Zu-




Abb. 1: Freisetzung verschiedener Metall(oid)e aus einem Testmaterial in Abhängigkeit von 
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Die Vermarktung von Biozidprodukten ist innerhalb Europas durch eine Richtlinie (Biozid-
produktenrichtlinie, 98/8/EC) geregelt. Diese fordert die Zulassung von bioziden Wirkstoffen 
auf europäischer Ebene und darauf aufbauende nationale Zulassungen von Biozidprodukten. 
Für beide Verfahren gelten harmonisierte Datenforderungen und Bewertungsrichtlinien. We-
sentliche Voraussetzung für die Erteilung von Zulassungen ist, dass die zu erwartenden Risi-
ken für Mensch und Umwelt vertretbar sind. Grundlage für die Risikobewertung sind toxiko-
logische und ökotoxikologische Untersuchungen sowie Abschätzungen der tatsächlich auftre-
tenden Konzentrationen von bioziden Wirkstoffen in der Umgebung des Menschen und aus-
gewählten Umweltkompartimenten. Gegenwärtig werden vorrangig bereits auf dem Markt 
befindliche Produkte betrachtet, grundsätzlich muss die Vorgehensweise aber auch für neue 
Produkte anwendbar sein, für die es keine Erfahrungen aus Anwendung geben kann. 
Wenn Biozide in Materialien eingesetzt werden, dann kann es in der Gebrauchsphase bei 
Wasserkontakt – gewollt oder ungewollt – zu einem Freisetzungsprozess von bioziden Wirk-
stoffen in Oberflächenwasser oder Boden kommen. 
Zur Abschätzung der Freisetzung von bioziden Wirkstoffen durch Auswaschen (Leaching) 
dienen gegenwärtig häufig langfristige Freilandversuche. Alternativ können Ergebnisse aus 
Laborversuchen zur Bewertung vorgelegt werden. Für Holz und Beschichtungen existieren 
harmonisierte Leaching-Testverfahren (CEN-TS15119 Teil 1 und 2, OECD Guideline 313, 
OECD Guidance Document 107, DIN EN 16105). Diese beinhalten entweder dauerhaften 
Wasserkontakt oder simulieren den Wechsel von Feucht- und Trockenphasen durch kurzzei-
tige Tauchereignisse nach festgelegten Schemata. Sehr häufig beschreiben diese Testverfah-
ren diffusionskontrollierte Freisetzungprozesse. Anhand von Beispielen wird gezeigt, inwie-
fern die Auswahl des Testverfahrens die Versuchsergebnisse beeinflussen kann. Biozidwirk-
stoffe sind häufig organische Substanzen, bei deren Analyse besondere Anforderungen gel-
ten. 
Unbefriedigend gelöst ist bisher die Abschätzung von freigesetzten Wirkstoffmengen unter 
Anwendungsbedingungen auf der Basis von Laborversuchsdaten. Laborversuche können in 
zeitgeraffter Form sehr gut reproduzierbar beschreiben, wie Substanzen aus Materialien unter 
festgelegten Bedingungen ausgewaschen werden. Das ist für eine grundsätzliche Beschrei-
bung von Auswaschmechanismen, Vergleichsuntersuchungen und zur Produktoptimierung 
hilfreich. Nach bisherigen Erfahrungen erfolgt die Freisetzung von Wirkstoffen unter An-
wendungsbedingungen langsamer, als bei einer direkten Übertragung der Labordaten erwartet 
wird. Die Auswaschung wird zusätzlich durch die Expositionsbedingungen und die Stabilität 
der untersuchten Komponenten beeinflusst. Diesen Fragestellungen widmet sich ein UFO-
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Auswaschung von Baumaterialien als Quelle von 





Nachhaltig gestaltete Gebäude und Siedlungsräume sollen nicht nur Energie einsparen helfen, 
sondern die verwendeten Baustoffe sollen den Kriterien der ökologischen Nachhaltigkeit 
gerecht werden. In der Baustoffindustrie werden fortlaufend innovative Produkte entwickelt. 
Den hohen bau- und materialtechnischen Anforderungen wird mit dem Einsatz von Additiven 
zur Materialoptimierung entsprochen. Damit die eingesetzten Substanzen nicht zu einer un-
erwünschten Beeinträchtigung der Boden- und Gewässerqualität führen, sind neben der 
Kenntnis umwelttoxikologischer Eigenschaften auch Kenntnisse über die Freisetzung, z. B. 
durch Auswaschung durch Regenwasser, erforderlich. Das Bewertungskonzept des Deut-
schen Institut für Bautechnik (DIBt) und die Bauprodukterichtlinie (TC351/WG1) greifen die 
Fragestellung auf. 
Eine mögliche Belastung der Umwelt steht im Gegensatz zu den Zielen einer nachhaltigen 
Verbesserung der Lebensqualität in urbanen Räumen. Nur wenn Baustoffe auch den Anforde-
rungen an einen nachhaltigen Boden- und Gewässerschutz gerecht werden, lässt sich die öko-
logische Nachhaltigkeit von Gebäuden und anderen errichteten Objekten vollständig erfüllen. 
Dieser Herausforderung kann durch ein disziplinübergreifendes Zusammenwirken aller betei-
ligten Gruppierungen mit dem Ziel, unerwünschte Stoffeinträge durch eine materialtechni-
sche Optimierung zu reduzieren, am wirkungsvollsten entsprochen werden. Dazu zählt auch 
die Ermittlung des Auswaschverhaltens unter Labor- und Anwendungsbedingungen. 
In mehreren Projekten über die letzten Jahre wurde die Auswaschbarkeit von organischen 
Additiven aus Bitumenbahnen, Kunststoffdichtungsbahnen und Fassadenbeschichtungen 
untersucht. Beispielsubstanzen sind Mecoprop, Carbendazim, Irgarol oder Bisphenol A, die 
in Eluatversuchen jeweils in Konzentrationen von einigen Milligramm pro Liter auftreten. 
Ergänzend ist deren Vorkommen im Regenwasserabfluss von Trennkanalisationen und Ge-
wässern untersucht worden. Dabei wurde beobachtet, dass vor allem neue Baumaterialien als 
mögliche Quellen von Mikroverunreinigungen auftreten. Die effektive Relevanz ist aber von 
zahlreichen Faktoren abhängig: Produktart, Wirkstoffeigenschaften, Art der Einbettung, Art 
der Regenwasserableitung, Alter der Siedlungsstruktur und Größe des Vorfluters. Darüber 
hinaus treten die Belastungen zeitlich begrenzt auf, da diese immer in Verbindung mit Re-
genwetter auftreten. Das Risiko für aquatische Organismen durch Puls-Belastungen dürfte 
begrenzt sein. Dennoch stelle sich die Frage, welche vorsorgeorientierten Maßnahmen um-
setzbar sind, um mögliche Belastungen a priori zu begrenzen. Für die Beantwortung solcher 
Fragestellungen bieten sich auch Transportmodelle an.  
Die Präsentation schließt mit einem Ausblick zu Handlungsoptionen, die bereits heute umge-
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Umweltverträglichkeit von Abdichtungsmaterialien 






Beim Einsatz von Baustoffen wird deren Umweltverträglichkeit zunehmend Beachtung ge-
schenkt. Daher wird auch in den Zulassungsprüfungen der Nachweis der Verträglichkeit für 
Boden und Grundwasser gefordert. Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) hat hierzu 
ein Grundsatzpapier herausgegeben (DIBt 2011), das die Geringfügigkeitsschwellen (GFS) 
für das Grundwasser aus LAWA (2004) als Bewertungsmaßstab heranzieht. Der Teil I gibt 
das generelle Nachweiskonzept wieder. Im Teil II werden die Auslaugversuche und die Be-
wertung für die einzelnen Baustoffe festgelegt werden. Dieser Teil befindet sich noch in Be-
arbeitung. Die Kapitel für Kanalsanierungsmittel und Schleierinjektionen sind fertiggestellt, 
zwei weitere Kapitel für Bauwerksabdichtungen und mineralische Dichtungsschlämmen sind 
in Bearbeitung. Die Bewertung erfolgt bei diesen Stoffen über ökotoxikologische Wirkungs-
tests. Dies ist erforderlich, da die organischen Baustoffe eine Vielzahl von Verbindungen 
freisetzen können, die z. T. nicht identifiziert und deren Wirkungen nicht bekannt sind. Es 
gibt allerdings auch toxische Verbindungen, die bekanntermaßen ausgelaugt werden und für 
die z. T. auch eine Geringfügigkeitsschwelle definiert wurde. Bei diesen Stoffen kann die 
Einhaltung der GFS oder eines äquivalent abgeleiteten Schwellenwerts überprüft werden, 
wenn ein geeignetes Bewertungskonzept vorliegt. Ziel eines vom DIBt geförderten For-
schungsvorhabens war es, für unterschiedliche Bauprodukte und Anwendungsfälle solche 
Konzepte zu erarbeiten. In diesem Beitrag werden die Vorschläge für Bitumenabdichtungen 
und Polyurethane vorgestellt. Das generelle Vorgehen ist in Abb. 1 dargestellt und wird im 
Folgenden erläutert. 
 
2 Bestimmung des Freisetzungsverlaufs mit Auslaugversuchen 
Die vorgeschlagenen Bewertungskonzepte basieren auf zwei unterschiedlichen Laborversu-
chen: einem mehrstufigen Trogversuch für Abdichtungsstoffe (s. Abb. 2) und einem inversen 
Säulenversuch für Injektionsstoffe (s. Abb. 3). In beiden Auslaugversuchen werden zu unter-













 Bestimmung des Freisetzungsverlaufs
in einem möglichst realistischen 
Auslaugversuch
Wahl eines geeigneten Modellgebiets
für den spezifischen Baustoff
(ungünstige aber realistische 
Einbaubedingungen)
Simulation der Stoffverteilung im Grundwasser
mit einem Transportprogramm
Zeitliche und örtliche Mittelung der
Kontaktgrundwasserkonzentration
Ableitung der maximal zulässigen Freisetzung
für den Auslaugversuch anhand der GFS
 
Abb. 1: Entwicklung von Bewertungskonzepten zur Umweltverträglichkeit von Baustoffen 
















Abb. 2: Schematische Darstellung des Abb. 3: Schematischer Aufbau des inversen 
Trogversuchs   Säulenversuchs 
 
Anhand der gemessenen Konzentrationen im Trogversuch wird die Auslaugrate im Verlauf 
der Zeit berechnet und mathematisch beschrieben. Da die Abdichtungsstoffe im Trogversuch 
bei direktem Wasserkontakt ausgelaugt werden, erfolgt eine Umrechnung auf die Verhältnis-
se im wassergesättigten Boden. Analog zum Bewertungskonzept für Beton (s. DIBt 2011) 
wurde hierfür die effektive Porosität des Bodens als Umrechungsfaktor herangezogen. Die 
ermittelte Funktion dient als Eingangsparameter für eine numerische Transportberechnung im 
Grundwasser. 
Beim Säulenversuch werden in aller Regel sehr kurzzeitige Freisetzungen ermittelt, die durch 
einen einmaligen Eintrag abgebildet werden können. Die Injektionsstoffe werden wie in der 
Baupraxis in den wassergesättigten Boden injiziert. Die Freisetzung kann daher direkt als 










Da die Geringfügigkeitsschwellen, die den Maßstab der Bewertung darstellen, für das Grund-
wasser und nicht für einen speziellen Auslaugversuch gelten, ist es erforderlich, die Konzen-
tration im Grundwasser, das mit dem Baustoff in Kontakt steht, numerisch zu simulieren. Die 
Grundwasserkonzentration ist von zahlreichen Parametern, wie der Fließgeschwindigkeit und 
Zusammensetzung des Grundwassers, der Bodenbeschaffenheit, der Temperatur, aber auch 
von der Bauteilgeometrie, der Größe der Kontaktfläche, der Entfernung zum Bauteil und dem 
Bewertungszeitpunkt abhängig. Bei der Entwicklung des Bewertungskonzepts für Beton hat 
man sich darauf verständigt, Adsorptions-, Fällungs- und Abbauprozesse sowie die Retardie-
rung zu vernachlässigen. Es wird jedoch eine zeitliche und räumliche Mittelung der Kontakt-
grundwasserkonzentrationen durchgeführt. Für die zeitliche Mittelung werden 6 Monate und 
für die räumliche Mittelung eine Entfernung von 0 bis 2 m von der Baustoffoberfläche heran-
gezogen. Dieses Vorgehen sollte nach Wunsch des DIBt auch für Abdichtungs- und Injekti-
onsstoffe beibehalten werden. Es wurden unterschiedliche Modellszenarien für die Simula-
tion der Grundwasserkonzentration entwickelt, die in Tabelle 1 angegeben sind. Die Boden-
beschaffenheit und das Grundwassergefälle wurden aus dem Bewertungskonzept für Beton 


















Durchmesser: 1,2 m 










Effektive Porosität des Bodens ne 0,1 
Grundwassergefälle i 110-3 
 
Als Dispersionslänge (longitudinal) wurde für Polyurethane 3 m gewählt, beim Bitumen-
Modell wurde aufgrund der kleineren Abmessungen 1 m angesetzt. Die Diffusionskoeffizien-
ten im Boden wurden parameterspezifisch gewählt. 
 
4 Numerische Transportsimulationen 
Die Schadstoffeinträge aus den Auslaugversuchen wurden an der Oberfläche der Baustoffe in 
das jeweilige Modellgebiet eingetragen. Es wurden ausschließlich vorliegende Daten aus der 
Literatur und aus Materialprüfaufträgen für die Modellsimulationen verwendet. Insgesamt 










 dem Transportprogramm FEFLOW 5.1 durchgeführt. Das Programm gibt die Konzentratio-
nen an definierten Beobachtungspunkten im Verlauf der Zeit an. Diese lokalen Konzentratio-
nen wurden räumlich gemittelt. Hierfür wurde für die Bitumenbeschichtungen ein Bereich 
von 2 x 2 m² Größe jeweils an der Stelle der höchsten Konzentrationen im Modellgebiet ge-
wählt. Bei der Fugenabdichtung eines Abwasserkanals (Polyurethane) erfolgt die Schadstoff-
ausbreitung rotationssymmetrisch. Daher wurde hier die mittlere Konzentration radial über 
eine Entfernung von 0 bis 2 m an der letzten Fuge im Modellgebiet bestimmt. Diese räumlich 
gemittelten Konzentrationen wurden anschließend wie im Bewertungskonzept für Beton über 
einen Zeitraum von 6 Monaten gemittelt. Die so bestimmten mittleren Kontaktgrundwasser-
konzentrationen müssen die Geringfügigkeitsschwellen (LAWA 2004) oder ggf. äquivalent 
abgeleitete Schwellenwerte einhalten. Da nicht für jede bauaufsichtliche Zulassung eine 
Transportmodellierung durchgeführt werden soll, müssen Grenzwerte für die Auslaugversu-
che abgeleitet werden. 
 
5 Ableitung von zulässigen Freisetzungen für die Auslaugversuche 
Die mittleren Kontaktgrundwasserkonzentrationen wurden über den Gesamtfreisetzungen im 
Laborversuch aufgetragen, um eine Korrelation zu ermitteln. Dabei ergaben sich Geraden, die 
durch den Ursprung gehen. Die Steigung der Geraden ist in erster Linie charakteristisch für 
das Modellgebiet. In Tabelle 3 sind die Gleichungen für die hier betrachteten Auslaugszena-
rien angegeben. 
Tabelle 3 




Bitumen-Modell cm = 0,27  E56d 
Modell für die Polyurethane cm = 2,25  ESäule 
cm:  zeitlich und räumlich gemittelte Kontaktgrundwasserkonzentration in µg/l 
E56d:  Gesamtfreisetzung über einen Zeitraum von 56 Tagen im Trogversuch in mg/m² 
ESäule: Gesamtfreisetzung im Säulenversuch in mg/kg Injektionsstoff 
 
Anhand der Geradengleichungen aus Tabelle 3 können zulässige Freisetzungen für beliebige 
Schadstoffe berechnet werden: 
zul E = GFS / m 
zul E: zulässige Gesamtfreisetzung im Versuch (zul E56d in mg/m² bzw. ESäule in mg/kg) 
GFS: Geringfügigkeitsschwelle in µg/l 
m: Steigung der Geradengleichung aus Tabelle 3 
 
Für die betrachteten umweltrelevanten Stoffe wurden die zulässigen Freisetzungen ermittelt 
und den maximalen Versuchsergebnissen gegenübergestellt. Bei den Polyurethanen lagen nur 
Daten für den TOC und für aromatische Amine vor. Die anderen untersuchten Stoffe (Pheno-
le, Kohlenwasserstoffe und LHKW) waren im Säulenversuch nicht nachweisbar. Da für aro-
matische Amine (noch) keine GFS existiert, kann die Kontaktgrundwasserkonzentration 









Bei den Bitumenbeschichtungen lagen die Freisetzungen an PAK, BTEX-Aromaten, Chlorid 
und Sulfat deutlich unter den zulässigen Werten, allerdings wurde für Phenole der zulässige 
Wert in drei Fällen überschritten. Dabei handelt es sich um ältere Daten, aktuelle Untersu-
chungen an denselben Produkten zeigten keine Auffälligkeiten. Zu Spurenelementen, die 
ebenfalls aus Bitumen ausgelaugt werden können, liegen z. Zt. keine Daten vor. 
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Bei Baumaßnahmen im Wasserbau findet ein sehr breites Spektrum von Materialien, Bau- 
und Werkstoffen seinen Einsatz. Neben einer Vielzahl anorganischer Werkstoffe wie Beton, 
Wasserbausteine, Ziegel, Hinterfüllungsmaterial, Opferanoden, Edel- und Baustahl, welche 
teilweise schon in der Vergangenheit in Bezug auf ihre ökologische und arbeitstoxikolo-
gische Problematik hin untersucht wurden (z. B. Abgabe von Kupfer und Chrom bei Wasser-
bausteinen aus Kupferhüttenschlacke bzw. pH-Wert, Schwermetall- bzw. Chromatgehalt von 
Beton), sind in den letzten Jahrzehnten auch verstärkt organische Werkstoffe mit polymerem 
Charakter in der Anwendung. So finden sich in Betonrezepturen organische Hilfsmittel wie 
Polymeremulsionen, Verdickungsmittel oder Viskositätsregulatoren auf Basis von Cellulose-
derivaten, Vinylpolymerisaten oder polymeren Sulfonsäuren, sowie als Sanierungsmethode 
für Beton werden Injektionsmaterialien wie Polyacrylatcopolymerisate bzw. Polyurethane 
herangezogen. Bei Fugendichtung finden wir aus früherer Zeit mit Phthalsäureestern weich-
gemachte Polyvinylchloridcopolymerisatbahnen oder in neuerer Zeit vielfach Elastomere auf 
Basis von Styrol-Butadien-, Chloropren- oder Ethylen-Propylen-Dimer-Kautschuk, daneben 
werden bentonitgefüllte Geotextilien aus Polyethylen-, Polypropylen-, Polyamid- oder Poly-
ethylenterephthalatfasern, neben Stahlwasserbaukorrosionsschutzsystemen auf Polyurethan-, 
Polyharnstoff-, Epoxidharz- oder seltener ungesättigter Polyesterharz-Basis im Wasserbau 
eingesetzt. Diese chemisch aushärtenden Beschichtungssysteme sind schon ab 1990 aufgrund 
einiger problematischer Inhaltstoffe wie kanzerogenen Polyzyklischen Aromatischen Kohlen-
wasserstoffen (PAK) aus Polymer-Teer/Pech-Kombinationsprodukten, schwermetallhaltigen 
Korrosionsschutzpigmenten (wie Bleimennige bzw. Zinkchromat) oder Asbestfasern als 
Stellmittel in den Fokus von Untersuchungen gerückt und diese Inhaltstoffe verboten worden. 
Dennoch enthalten auch die heute gebräuchlichen einkomponentigen bzw. zweikomponen-
tigen Polymerbeschichtungen in ihren Formulierungen bedenkliche Komponenten, Additive 
bzw. Hilfsstoffe. Durch die europäische VOC-Richtlinie wurden die Lösemittelgehalte an 
Alkoholen, Estern, Ketonen, aliphatischen bzw. aromatischen Kohlenwasserstoffen der Be-
schichtungsstoffe kontinuierlich sogar unter 1 M.-% reduziert und sind benzo[a]pyrenhaltige 
Steinkohlenkohlenteere gegen Teerersatzstoffe wie Anthracenöl oder Inden- bzw. Cumaron-
harze ersetzt worden, so finden sich auch heute noch gewisse Gehalte an Verbindungsklas-
sen, welche durchaus kritisch betrachtet werden müssen. Reagieren die zunächst allergisie-
rend bzw. sensibilisierend wirkenden Diaminhärter oder Diisocyanate in der Regel nach 
Aushärtung vollständig ab, so finden sich in Epoxidharzen als Vernetzungsregulatoren, 
toxische Phenole wie p-tert.-Butylphenol, Tri(dimethylaminomethylen)phenol ("Winter-
varianten") oder Biphenylol. Daneben sind auch Hochsieder wie Lösungsnaphtha, n-Butyl-
glykol, 2-Ethylhexanol und vor allem Benzylakohol als Viskositätsregulatoren gaschroma-










 Bisphenol A, welches im Verdacht steht eine östrogenartige hormonelle Wirkung in Lebe-
wesen zu entfalten, wie dies schon allein die strukturelle Nähe des Bisphenol A zum Xeno-
östrogen Diethylstilbenestrol bzw. Östrogen nahelegt. Daneben werden auch die Wirkungen 
von p-tert.-Butylphenol und Nonylphenolen diesbezüglich erforscht. Auch die Einsetzbarkeit 
von Injektionsmaterialien auf Basis einer persulfatgestarteten radikalischen Polymersation 
bzw. die mögliche Bildung von Aminen durch Hydrolyse von Isocyanten aus Polyurethangel 
sollte untersucht werden. Mutagene chlororganische Verbindungen wie polychlorierte Biphe-
nyle (PCB), niedermolekulare Chlorparaffine oder Trichlorethylen als Weichmacher, Flamm-
schutz- bzw. Lösemittel in Beschichtungsstoffen oder Fugenbändern dürften keine Rolle 
mehr spielen. Zink aus den Zinkstaubgrundierungen der Korrosionsschutzsysteme wird nicht 
mobilisiert, da es durch mehrere Lagen Deckbeschichtung (> 500 µm) überdeckt ist. Besitzen 
die Beschichtungsstoffe einen deutlichen Gehalt an Restlösemittel (etwa 2 - 6 M.-%), so 
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 Standortbezogene Bewertung des Einsatzes  







Die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) berät die Ämter der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes u. a. zum Einsatz von industriell hergestellten Wasserbausteinen an 
Bundeswasserstraßen. 
 
Grundlagen für die Bewertung sind die „Technischen Lieferbedingungen für Wasserbaustei-
ne“ (TLW 2003) und der Erlass WS 14/5242.4/0 (Erlass 2010). Die TLW enthalten die An-
gaben zu den grundsätzlichen physikalischen und chemischen Anforderungen an Wasserbau-
steine. Im Erlass 2010 werden ergänzende standort- und produktbezogene Anforderungen 
formuliert. 
 
Die Bewertung berücksichtigt das Vorsorgeprinzip, nach dem Belastungen bzw. Schäden für 
die Umwelt im Voraus trotz unvollständiger Wissensbasis vermieden oder weitestgehend 
verringert werden sollen. Es wird zunächst auf das Vorhandensein standort- und materialbe-
zogener Ausschlusskriterien für den Einsatz geprüft. Anschließend wird im Rahmen der 
standortbezogenen Bewertung geprüft, ob sich die chemische Qualität der Sedimente und des 
Oberflächenwassers am Einsatzort signifikant verschlechtern könnte. Die produktbezogene 
Bewertung des ökotoxikologischen und biologisch-ökologischen Risikos beruht auf dem 
Vergleich zwischen industriell hergestellten Wasserbausteinen und Natursteinen. 
 
An Beispielen werden die Empfehlungen der BfG zum Einsatz von industriell hergestellten 
Wasserbausteinen erläutert. 
 
Die Regelungen zur weiteren Verwertung bzw. zur Ablagerung auf Deponien von nicht mehr 
an den Bundeswasserstraßen verwertbaren industriell hergestellten Wasserbausteinen werden 
dargestellt. 
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 Verwertung und Entsorgung von Abbruch-






Im Rahmen von Unterhaltungs-, Sanierungs- und Ausbaumaßnahmen an Bundeswasserstra-
ßen sowie bei der Entsiegelung von Flächen bei Ersatzmaßnahmen sind zahlreiche massive 
Bauwerke zurückzubauen bzw. abzubrechen und zu entsorgen. Im Bereich des Wasserstra-
ßen-Neubauamtes (WNA) Helmstedt müssen im Zuge der Mittellandkanalverbreiterung mehr 
als 50 Brücken einschließlich Rampen, über 40 Dükerbauwerke und Durchlässe, ein Sicher-
heitstor sowie eine Kanalüberführung (KÜ) durch Neubauten ersetzt werden.  
In diesem Zusammenhang fallen bei den Abbrucharbeiten große Mengen an unterschiedli-
chen Materialien an: Beton verschiedener Zusammensetzungen und Qualitäten (mit und ohne 
gefährliche Schwarzanstriche), bituminöser, gebundener Straßenoberbau und Unterbau 
(Brückenfahrbahn, Rampen), Stahlüberbau sowie diverse beschichtete Stahlwasserbauwerke 
bzw. -teile, Abdichtungen und Sperrschichten u. a. im Bereich von Fahrbahnplatten, Wider-
lagern und Tunneldecken, Asbestschnüre und Bleiwolle bei Dichtungsmuffen von Dükern, 
Boden, Steinen und Deckwerk. 
Im Zuge der Herstellung der o.g. Bauwerke wurden zum Schutz der Bauteile die zum jewei-
ligen Herstellungszeitpunkt üblichen Stoffe (u. a. PAK, Asbest, Schwermetalle, PCB) ver-
wendet, die nach heutigen Erkenntnissen teilweise als höchst gesundheitsgefährdend einzu-
stufen sind. Diese Materialien bzw. Ausbaustoffe können nicht wiederverwertet werden und 
müssen als gefährlicher Abfall separiert und beseitigt werden. Unbelastete Baustoffe können 
dagegen dem Wirtschaftkreislauf wieder zugeführt werden. 
Alle Baumaterialien müssen daher – soweit möglich – im Vorfeld der Ausschreibung für eine 
fachgerechte Verwertung bzw. Beseitigung auf Umweltunbedenklichkeit untersucht werden. 
Nur so können die Grundpflichten gemäß des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes aus-
reichend berücksichtigt werden und ein umweltgerechtes Handeln gewährleistet werden. Die 
Untersuchungen der Bausubstanz sind gleichermaßen für den Arbeitsschutz (Ausschluss von 
Gefahrstoffen, Wahl geeigneter Schutzmaßnahmen und Auswahl des Abbruchverfahrens bei 
Arbeiten in kontaminierten Bereichen) und für die Art der Entsorgung notwendig. 
Darüber hinaus haben sich in den letzten Jahren die Anforderungen an die Verwertung und 
Beseitigung von Materialien immer weiter verschärft, sodass die Verwerter/Entsorger inzwi-
schen umfangreiche Analysen zur Einstufung aller zu entsorgenden Stoffe fordern. Parallel 











Abb. 1:  Ausschnitt Bestandsplan KÜ Elbeu 
 
Neben der Kontaminationsproblematik und dem Volumen der zu entsorgenden Materialien 
kommt hinzu, dass die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung im Gegensatz z. B. zur Straßen-
bauverwaltung insbesondere beim Abbruch von massiven Bauwerken häufig keine Möglich-
keiten hat, diese Baumaterialien vor Ort zu verwenden. Lediglich unbelastetes Baggergut 
findet zumindest teilweise eine neue Verwendung bzw. Verwertung. Zur Reduzierung der 
Abbruchmengen und -kosten wird insbesondere untersucht, ob Bauwerke (Bauwerksteile) im 
Erdreich verbleiben können. 
Es müssen daher frühzeitig Entsorgungskonzepte entwickelt und Wege erkundet werden, die 
einerseits dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz gerecht werden und andererseits wirt-
schaftlich und damit bezahlbar bleiben. Die zum Teil schwere Erreichbarkeit einzelner Bau-
werke (Rückbau von großen Dükerbauwerken in Dichtungsstrecken) und die Art des Bauab-
laufs (Abbrucharbeiten innerhalb von kurzen Sperrpausen, keine Flächen für die Zwischenla-
gerung) stellen eine weitere Herausforderung dar. 
Soweit technisch durchführbar und wirtschaftlich zumutbar, erfolgt eine Trennung der zu 
entsorgenden Baustoffe nach Abfallart und Belastung (z. B. gefährliche und nicht gefährliche 
Abfälle) mit Hilfe der vorhandenen Bestandsunterlagen und der durchgeführten chemischen 
Analyse. 
Anhand von bereits abgeschlossenen sowie aktuellen Baumaßnahmen aus dem Bereich des 



































Entsorgung des Abbruchmaterials aus der Decke der KÜ-Elbeu am Mittelland-
kanal 
Aktuell beschäftigt sich das WNA Helmstedt mit der Entsorgung des Abbruchmaterials aus 
der Tunneldecke der Bahnunterführung Elbeu. 
Während einer 2-wöchigen Sperrpause der unterführten Bahntrasse wurde die 100 m lange 
Tunneldecke freigelegt und abgebrochen. Für den eigentlichen Abbruch des Gewölbes stan-
den dabei nur 3 Tage im 2-Schicht Betrieb zur Verfügung. Trotz dieser äußerst knappen Zeit-
vorgabe ist es gelungen, die kontaminierte Asphaltpappenabdichtung und die Walzbleieinla-
gen nahezu vollständig von der tragenden Mauerwerkkonstruktion zu separieren und auf ei-
ner dafür vorbereiteten Fläche zwischenzulagern. 
       
Abb. 4: Freigelegtes Tunnelbauwerk vor              Abb. 5: Vorgefundene Asphaltfilzpappe 
dem Abbruch 
Abb. 2: Stahlrohrdüker mit PAK Beschichtung 
Das 52 m lange Stahlrohr wurde in drei Seg-
mente getrennt und zu einer Firma, die sich auf 
das Recycling von belasteten Stahlwasserbau-
teilen spezialisiert hat, nach Trier zur Verwer-
tung gebracht. 
Abb. 3: Dichtungsmuffe mit PAK-Beschichtung 
              und asbesthaltige Dichtungsschnüre 
Die asbesthaltigen Flanschdichtungen wurden 
vom Stahlrohr sauber abgetrennt, verpackt und 









Bei der Beprobungen der Baustoffe wurde festgestellt, dass die Asphaltpappenabdichtung 
asbestbelastet ist. Trotz der Separierung verbleiben ca. 350 t Abbruchmaterial (Abb. 6 und 7), 
die auf einer Deponie beseitigt werden müssen.  
     
Abb. 6: Asphaltpappenabdichtung mit Anhaf-        Abb. 7: Walzbleieinlage mit Anhaftungen von 
             tung von Ziegelmauerwerk                                        Asphaltpappenabdichtung und Ziegel- 
                                                                                                mauerwerk 
 
Das restliche Material (s. Abb. 8 und 9) ist dem Zuordnungswert Z2 gemäß LAGA-Ein-
stufung zuzuordnen und wird in einer Boden- und Bauschuttbehandlungsanlage verbracht, 
wo das verunreinigte Material mittels Bodenwäsche behandelt wird, so dass für ca. 1.300 t 
Beton- und Mauerwerksbruch eine Zurückführung in den Stoffkreislauf und damit eine Wie-
derverwertung gegeben ist. 
     
Abb. 8: Abbruch der Tunneldecke                           Abb. 9: Haufwerk Beton und Ziegelmauerwerk  
  mit Anhaftungen der Abdichtung 
 
Das Volumen des zu entsorgenden gefährlichen Abfalls konnte durch die Trennung in ver-
schiedenartige Abfallfraktionen von 1.650 auf 350 t und damit um 80 % erheblich reduziert 
werden. 
Die vorgestellten Beispiele zeigen, wie komplex der Umgang mit Abbruchmaterialien aus 
Wasserbaumaßnahmen und deren Verwertung und Entsorgung ist. Eine sorgfältige Vorberei-
tung und Beschreibung der Abbrucharbeiten bereits im Vorfeld der Ausschreibung der jewei-
ligen Bauleistung ist zwingend notwendig. Dies beinhaltet eine genaue Feststellung der vor-
kommenden Schadstoffe und Materialien anhand von Bestandsplänen und chemischen Ana-










 rechte Trennung der Abbruchmaterialien vor Ort kann ein Großteil der Baustoffe dem Wirt-
schaftskreislauf wiederzugeführt werden. Darüber hinaus sinkt das Risiko von Bauzeitverzö-
gerungen (und damit auch das erhebliche Nachtragspotenzial). Auf diese Weise können die 
Entsorgungskosten massiver Bauwerke deutlich gesenkt werden. 
 
Quellenangabe 
Informationen 2007/2008 der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Mitte 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz – KrW-/AbfG vom 27.09.1994 
Untersuchungsbericht UWEG „Untersuchungen von Bauschutt und sonstigen Ablagerungen 
an Baustellen“, Mai 2012 
Mitteilungen der Ländergemeinschaft Abfall (LAGA), Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen- Technische Regeln: Stand 
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 Umweltbewertung von Baustoffen im Straßenbau 




Im Straßenbau, insbesondere im Erdbau, können große Mengen von alternativen Baustoffen, 
wie Recycling-Baustoffe und industrielle Nebenprodukte, eingesetzt werden, wenn sie die 
nötigen bautechnischen Eigenschaften erfüllen. Aus Sicht der Kreislaufwirtschaft ist es sinn-
voll, diese Baustoffe einer werterhaltenden Nutzung und Wiederverwendung zuzuführen, da 
so natürliche Ressourcen geschont werden und knapper Deponieraum nicht verbraucht wird. 
 
Alternative Baustoffe können umweltrelevante Inhaltsstoffe enthalten, die durch Wasser in 
die Umwelt gelangen können. Beim Einsatz solcher Baustoffe sind die anspruchsvollen Vor-
gaben des Boden- und Grundwasserschutzes einzuhalten. Durch eine bundeseinheitliche Re-
gelung zum Umgang mit Ersatzbaustoffen sollen gesetzliche Lücken in diesem Bereich ge-
schlossen werden. Die Bestimmung von Feststoff- oder Eluatgehalten, wie sie das in vielen 
Bundesländern angewandte LAGA-Merkblatt 20 vorsieht, wurde im Rahmen der Vorarbeiten 
des BMU für die geplante Ersatzbaustoffverordnung durch ein Sickerwasserprognosekonzept 
ersetzt. Im Rahmen dieses Konzeptes wurden für verschiedene Gruppen mineralischer Abfäl-
le, die als Erdbaustoffe geeignet sind, sogenannte "Einbauwerte" ermittelt. Diese berücksich-
tigen das Elutionsverhalten der Schadstoffe beim jeweiligen Baustoff, den Transport in Bau-
werksteilen, wie sie häufig aus diesem Baustoff erstellt werden, und den Transport und 
Rückhalt in einer 1 m mächtigen Bodenschicht darunter. Beim Einsatz technischer Siche-
rungsmaßnahmen können Baustoffe mit höheren Einbauwerten eingesetzt werden. 
 
Um solche technischen Sicherungsmaßnahmen, die Bauweisen und den Einsatz der (Ersatz-) 
Baustoffe optimal aufeinander abzustimmen, sind vertiefte Kenntnisse über Mengen und 
Wege des Wassers in Straßendämmen und -böschungen notwendig. Dabei sind nicht nur 
Niederschläge zu berücksichtigen, sondern auch das von den befestigten Flächen abfließende 
Straßenablaufwasser. 
Auf der Basis bisher durchgeführter Untersuchungen und Modelle erweitert die BASt in Ko-
operation mit unterschiedlichen Forschungsnehmern dieses Wissen und versucht, es für den 
Straßenbau praxistauglich zu machen.  
Ziel dieser Arbeiten ist eine möglichst genaue Quantifizierung der Wasserhaushaltsgrößen, 
insbesondere der Sickerwassermengen und der Inhaltsstoffe des Sickerwassers. Dafür werden 
sowohl großmaßstäbliche Versuche als auch Modellberechnungen durchgeführt, um auf dem 
Weg zu ökologisch und ökonomisch optimierten Bauweisen voranzukommen. 
 
Der Vortrag gibt eine Übersicht über die Umweltbewertung von Baustoffen im Straßenbau 
(Oberbau und Erdbau) und stellt Ergebnisse aus derzeit laufenden Arbeiten zur Durchsicke-
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 Umweltrelevante Belastungen im Gleisschotter, 







Rund drei bis vier Millionen Tonnen Schotter baut die DB jedes Jahr aus ihrem Stre-
ckennetz aus. Das ist nicht etwa die Folge von Streckenstilllegungen, sondern notwen-
dig, damit vom leichten Personentriebwagen bis zum 5000 Tonnen schweren Erztrans-
porter alle Züge sicher auf den Schienen rollen. Der ausgebaute Altschotter wird zu 
einem großen Teil aufbereitet und wieder als hochfester und zugleich elastischer Unter-
grund genutzt. Umfassende Untersuchungen stellen dabei sicher, dass gefährliche 
Schadstoffe zuvor entfernt werden. 
 
Insgesamt rund 200 Millionen Tonnen des grauen Gesteins liegen derzeit im deutschen 
Schienennetz. Der Bedarf an Schotter aber ist damit keineswegs für immer gedeckt. So wie 
Züge, Schienen und Schwellen muss auch das Schotterbett regelmäßig erneuert und instand-
gesetzt werden. Denn auch die robusten Steine nutzen sich nach einigen Jahren ab und verlie-
ren ihre stabilisierende Wirkung. Rund drei bis vier Millionen Tonnen alten Schotter jährlich 
baut die Deutsche Bahn deswegen aus dem Netz aus und fast die gesamte Menge wieder ein. 
Im System Bahn fallen zwar in ganz unterschiedlichen Bereichen Abfälle an, Bauabfälle aber 
stellen mit beinah 90 Prozent den weitaus größten Anteil. Und weil nachhaltiges Handeln 
ganz oben auf der Agenda der Deutschen Bahn steht, hat sie den nachhaltigen Umgang mit 
Schotter u. a. in ihrer konzerneigenen Altschotterrichtlinie festgelegt. Seit 1999 schreibt diese 
vor, dass die Wiederverwertung des Schotters grundsätzlich Vorrang vor der Entsorgung und 
oberste Priorität dabei die Weiterverwendung im Gleis hat. Rund 1,8 Millionen Tonnen kann 
selbst wieder in den Gleisen verbaut werden. Von den restlichen Tonnen wird ein Großteil an 
anderen Stellen – etwa als Split oder Brechsand im Straßen-, Tief- und Erdbau – wiederver-
wendet. 
 
Wichtig ist der Deutschen Bahn die Wiederverwendung sowohl aus ökologischen als auch 
aus ökonomischen Gründen. Mit der Nutzung von Altschotter als wertvoller Rohstoff werden 
der Umwelt aber zudem enorme Belastungen erspart, die durch Steinbrüche entstehen. So 
kommt es beim Abbau der Basalte und Granite, die sich aufgrund ihres druck- und ver-
schleißfesten Charakters besonders gut für den Gleisbau eignen, zu Landschaftsschäden und 
Belastungen der Umwelt durch Staub und Lärm. Auch können sich Steinbrüche negativ auf 
den regionalen Wasserhaushalt auswirken. Davon abgesehen reduziert das Recycling das zu 









Aber auch wirtschaftlich ist die Wiederverwendung als Bettungsstoff für die DB vorteilhaft. 
Denn vor allem in Gegenden, in denen es keine natürlichen Ressourcen gibt, ist es oftmals 
günstiger, den aufbereiteten Schotter einzusetzen. Zwar kostet eine Tonne Recycling-Schotter 
derzeit im bundesweiten Durchschnitt sogar etwas mehr als Neuschotter, dafür spart die DB 
aber oftmals an den Transportkosten. So liegen die meisten Steinbrüche für Basalte und Gra-
nite – beides Gesteine, die aus erkaltetem Magma entstanden sind – im Südwesten und Süd-
osten der Republik. Bis zu den Gleisen, in die sie eingebaut werden sollen, müssen sie also 
unter Umständen weite Wege zurücklegen. 
 
Jeder Reinigung oder Erneuerung des Schotterbettes – sei es die durch einen kompletten 
Ausbau oder per mobiler Maschine – geht eine Untersuchung des Schotters auf Schadstoffe 
voran. Zwar weist nur ein kleiner Anteil des Schotters tatsächlich Belastungen auf, diese aber 
gilt es zu identifizieren. Bis zu einem Jahr bevor der erste Stein angehoben wird, fahren die 
Umwelttechniker des DB-eigenen Umweltservice mit eigenem Labor, das in Kirchmöser bei 
Brandenburg angesiedelt ist, zu den Gleisen und begutachten den Schotter zunächst mit blo-
ßem Auge. Farbe, Verkrustungen und Geruch geben dabei oft schon Hinweise darauf, ob es 
sich um belasteten Schotter handelt. Zudem sind meist nur bestimmte Gleisabschnitte wie 
Rangierstellen oder Zungenbereiche von Weichen, Haltebereiche in Bahnhöfen oder Abstell-
flächen von Triebfahrzeugen von Verschmutzungen betroffen. Verlässliche Auskunft dar-
über, ob eine Stelle belastet ist oder nicht, geben letztlich die Proben, die die Umwelttechni-
ker der DB entnehmen. Insgesamt untersuchen sie jedes Jahr rund 15.000 Schotterproben auf 
Schadstoffe. Je nach Verschmutzungsgrad beurteilen die Experten des Umweltservice dann 
die entnommenen Proben und erarbeiten Vorschläge zur Aufbereitung/Entsorgung.  
 
Im Vortrag wird das Spannungsfeld aus dem oben beschriebenen Vorgehen der Deutschen 
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Bewertung der Freisetzung von umweltrelevanten 
Stoffen aus bauchemischen Produkten vor dem 







Bereits mehrere Jahrzehnte werden an bauchemische Produkte Anforderungen an die Um-
weltverträglichkeit, insbesondere an die Freisetzung von umweltrelevanten Stoffen in den 
Boden, das Grundwasser und das Oberflächenwasser gestellt. Diese Anforderungen finden 
inzwischen Eingang in Zulassungsgrundsätze und nationale sowie europäische Normen, 
wenn auch die Arbeit an den nationalen Grundsätzen und an der europäischen Harmonisie-
rung noch lange nicht abgeschlossen scheint. 
In der Bauproduktenrichtlinie wurden 1988 folgende sechs „Wesentliche Anforderungen“ 
(Essential Requirements, ER) formuliert: 
1. Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 
2. Brandschutz 
3. Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz 
4. Nutzungssicherheit 
5. Schallschutz 
6. Energieeinsparung und Wärmeschutz 
Die Ausgestaltung der ER 3 „Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz“ ist in der „ersten Ge-
neration“ der harmonisierten europäischen Normen oder technischen Spezifikationen jedoch 
nicht erfolgt und es wurden nationale Übergangslösungen (z. B. beim Deutschen Institut für 
Bautechnik oder beim Deutschen Ausschuss für Stahlbeton) verankert.  
Im März 2005 wurde dann von der Europäischen Kommission das Mandat M/366 an CEN 
gegeben, um Prüfmethoden zur Bestimmung (Bewertung) der Freisetzung von gefährlichen 
Stoffen aus Bauprodukten zu harmonisieren. Seitdem ist das CEN/TC 351 „Bewertung der 
Freisetzung gefährlicher Stoffe aus Bauprodukten“ mit seinen Arbeitsgruppen aktiv, um hori-
zontale Prüfnormen u. a. für die Bestimmung der Freisetzung in den Boden, das Grundwasser 
und Oberflächenwasser zu erarbeiten.  
Die Arbeiten in der TC 351/WG1 sind inzwischen soweit vorangeschritten, dass die Entwürfe 
der europäischen horizontalen Technischen Spezifikationen in der Schlussphase der Bearbei-











 > TS-1: Guidance standard for CEN Product TCs for selection of leaching tests appro-
priate for their product(s) - General principles; 
> TS-2: Generic horizontal dynamic surface leaching test (DSLT) for determination of 
surface dependent release of substances from monolithic or plate-like or sheet-like 
construction products; 
> TS-3: Generic horizontal up-flow percolation test for determination of the release of 
substances from granular construction products. 
Freisetzung von umweltrelevanten Stoffen aus bauchemischen 
Produkten 
Anhand der Beispiele bauchemischer Produkte – Produkte zur (erdberührten) Bauwerksab-
dichtung, Oberflächenbeschichtungssysteme sowie Injektionsmittel – werden Ergebnisse von 
national geregelten Auslaugversuchen und deren Bewertung zusammenfassend vorgestellt.  
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 Bewertung der Auswirkungen von Bauprodukten 







Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn sie bei ihrer Verwendung in baulichen An-
lagen die Anforderungen der Bauordnungen der Länder erfüllen und gebrauchstauglich sind. 
In den Bauordnungen der Länder sind die Schutzziele definiert, nach denen bauliche Anlagen 
zu errichten sind. Zu diesen Schutzzielen gehören außer der Standsicherheit und dem Brand-
schutz auch der Schutz von Leben, Gesundheit und den natürlichen Lebensgrundlagen. Auf 
europäischer Ebene wird in der Bauproduktenverordnung (BauPVo 2011, früher Bauproduk-
tenrichtlinie) der Umweltschutz als eine Grundanforderung an Bauwerke genannt. 
Diese rechtlichen Anforderungen sind in den bauaufsichtlichen Regelungen umzusetzen und 
entsprechend in technischen Regeln (z. B. Normen) und bauaufsichtlichen Zulassungen zu 
berücksichtigen. Für Bauprodukte, die nicht bekannt gemachten technischen Regeln entspre-
chen, erteilt das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) allgemeine bauaufsichtliche Zulas-
sungen. Basis hierfür stellen Zulassungsgrundsätze dar. Für erdberührte Bauteile hat das DIBt 
die „Grundsätze zur Bewertung der Auswirkungen von Bauprodukten auf Boden und Grund-
wasser“ (DIBt 2011) unter Beteiligung der betroffenen Industrieverbände sowie der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaften Wasser, Boden und Abfall erarbeitet.  
Die o. g. Grundsätze beinhalten in Teil I das allgemeine Bewertungskonzept. In einem Teil II 
wird das Bewertungskonzept für ausgewählte Bauprodukte konkretisiert. Derzeit liegen Kapi-
tel für Betonausgangsstoffe, für Kanalsanierungsmittel und für Schleierinjektionen vor. Wei-
tere Bauprodukte werden nach Prüfprogrammen beurteilt, die auf Basis des allgemeinen Be-
wertungskonzeptes erarbeitet wurden. Im Teil III werden die Analyseverfahren aufgelistet, 
die bei der Prüfung zu verwenden sind. 
 
2 Bewertungskonzept 
Beim Einbau von Bauprodukten müssen negative Auswirkungen auf Grundwasser und Boden 
vermieden werden. Für die Bewertung der Auswirkungen von Bauprodukten sind die Lage 
des Einbauortes zum Grundwasser sowie die Materialeigenschaften maßgebend. Daraus er-









Wird das Bauprodukt im Grundwasser eingebaut, wird es vom Grundwasser umströmt bzw. 
durchströmt. Der vom Wasserrecht festgelegte Ort der Beurteilung ist der Kontaktbereich 
zwischen dem Bauprodukt und dem Grundwasser. Um die wasserrechtliche Vorsorge für das 
Grundwasser zu gewährleisten, ist der Ort der Beurteilung bei Bauprodukten, die über dem 
Grundwasser eingebaut werden (d. h. mindestens 1 m über dem höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstand), die Unterkante des Bauprodukts. 
 
Am Ort der Beurteilung müssen die wasserrechtlichen Anforderungen der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) eingehalten werden. Von der LAWA wurde mittels 
der Geringfügigkeitsschwellen definiert, wann eine Änderung der Beschaffenheit des Grund-
wassers als geringfügig eingestuft wird (LAWA 2004). Werden die Geringfügigsschwellen 
am Ort der Beurteilung überschritten, wird von einer Grundwasserverunreinigung ausgegan-
gen. 
 
Im Rahmen der Erteilung von allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen erfolgt die Bewer-
tung der Bauprodukte mittels eines zweistufigen Bewertungskonzeptes. In Stufe 1 erfolgt 
zunächst die Ermittlung der Inhaltsstoffe anhand der vom Hersteller gegenüber dem DIBt 
offen zu legenden Rezeptur. Bei der Bewertung der Inhaltsstoffe werden u. a. die folgenden 
Kriterien herangezogen: 
> Gesetzliche Verwendungsverbote oder Beschränkungen sind einzuhalten.  
> Mutagene und kanzerogene Stoffe dürfen nicht enthalten sein. 
> Abfälle müssen die abfallrechtlichen Anforderungen erfüllen. 
> Stoffe, die als „umweltgefährlich“ zu kennzeichnen sind, sind zu vermeiden. 
 
In Stufe 2 wird zur Prognose der zu erwartenden Konzentrationen am Ort der Beurteilung ein 
praxisnahes Eluat der Bauprodukte hergestellt. Das erhaltene Eluat wird dann hinsichtlich 
allgemeiner Parameter (z. B. pH-Wert, elektrische Leitfähigkeit), stofflicher Parameter (z. B. 
Schwermetalle) sowie ggf. biologischer Parameter untersucht und bewertet. Bei der Bewer-
tung von Schwermetallen werden mittels einer Modellierung aus den im Eluat gemessenen 
Konzentrationen die am Ort der Beurteilung auftretenden Werte errechnet und diese mit den 
Geringfügigkeitsschwellen der LAWA verglichen. 
 
Bei organischen Inhaltsstoffen, für die in der Regel keine Geringfügigkeitsschwellen existie-
ren, sind die Auswirkungen auf Grundwasser und Boden über biologische Parameter (ökoto-
xikologische Tests) wie z. B. den Daphnien-, den Leuchtbakterien-Lumineszenz- oder den 
Algentest zu erfassen. 
 
Im Rahmen des Zulassungsverfahrens sind die auf der Grundlage dieses Bewertungskonzep-
tes erhaltenen Ergebnisse derart zu berücksichtigen, dass bei Nichterfüllen der Anforderun-
gen die Zulassung verweigert wird. Werden die Anforderungen erfüllt, ist davon auszugehen, 
dass das bewertete Bauprodukt im betrachteten Anwendungsfall keine schädlichen Boden-












BauPVo - Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
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gen von Bauprodukten auf Boden und Grundwasser, Teile I - III, herunterzuladen 
von der DIBt-Homepage www.dibt.de 
LAWA - Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (2004): Ableitung von Geringfügigkeitsschwel-












Dipl.-Ing. Brigitte Strathmann 
Deutsches Institut für Bautechnik 
Kolonnenstr. 30 B 
10829 Berlin 
Tel.: 030/ 78730 316 
Fax: 030/ 78730 11 316 
E-Mail: bip@dibt.de 
 
1986 - 1995 
Studium des Technischen Umweltschutzes an der 
Technischen Universität Berlin, Vertiefung Abfall-
wirtschaft  
 
1995 - 1997 
Technische Angestellte des Landesumweltamtes 
Brandburg, Bereich Genehmigungsverfahren und 
Überwachung von Deponien 
 
seit 1997 
Referentin im Deutschen Institut für Bautechnik 
- Zulassungsverfahren für Dichtungsbahnen in 
Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschla-
gen wassergefährdender Stoffe 
seit 2012 ausschließlich 
- Bewertung der Auswirkungen von Bauproduk-













 Risk assessment tools for water quality management: 
Biotic Ligand Models incorporate bioavailability for 
heavy metals 




Biotic Ligand Models (BLMs) are sophisticated models that link chemical speciation of 
heavy metals to ecotoxicological markers. Organisms are regarded as ligands, that take up 
metals and compete with other adsorbing and complexing compounds in the water phase.  
By using backward and forward 
calculation procedures, the toxicolo-
gical endpoints from laboratory 
tests with biota are transformed to 
endpoints that match the compo-
sition of the water sample, or the 
site to be tested. In this way, the 
composition of the water phase is 
incorporated in the calculation of  
a “unique” site specific environ-
mental quality standard (EQS),  
expressed as HC5 or NOEC. 
In a recent study, geographical and temporal variations in metal speciation were calculated 
and water-type specific sensitivities were derived for a range of aquatic species, using water 
chemistry data that cover almost all surface water types in The Netherlands. Seasonality of 
risks was shown; maximum risks of Cu, Ni and Zn to ecosystems were predicted in February 
and minimum risks in September. These findings offer opportunities for optimizing moni-
toring programmes, and find the most efficient solutions for measures to improve water 
quality management.  
The recent and positive SCHER Opinion1 on the use and implementation of approaches to 
account for the bioavailability of metals in freshwaters, means that steps now need to be ta-
ken to prepare regulatory agencies to implement these approaches. The DG-Environment 
recently concluded that bioavailability needs to be accounted for in a regulatory context as it 
provides the most accurate, scientifically robust assessment of potential risks for metals such 
as copper, nickel, manganese and zinc. Complexity and data requirement however hamper the 
regulatory implementation. In order to facilitate regulatory use, BLMs for the calculation of 
Ni, Cu and Zn HC5 values were simplified to linear equations with an acceptable level of 
accuracy, requiring a maximum of three measured water chemistry parameters. 
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Ökotoxikologische Untersuchung von Wasserbau-
materialien 




Die Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs ist Aufgabe des 
Bundes und damit der nachgeordneten Behörden. Die Aufgaben und Ziele in Bezug auf die 
Unterhaltung der Bundeswasserstraßen sind in verkehrsbezogene (WaStrG) und wasserwirt-
schaftliche (WHG) Unterhaltungen zu unterteilen. Der Einsatz von Wasserbaumaterialien ist 
für die diesbezüglichen Aufgaben, wie z. B. den Aus- und Neubau von Bauwerken und Anla-
gen, unumgänglich.  
Im Wasserbau wird ein weites Spektrum an verschiedensten natürlichen und künstlichen Ma-
terialien eingesetzt. So kommen Boden und bodenähnliches Material, Beton und Betonaus-
gangsstoffe, Stahl und Metall sowie entsprechende Instandsetzungs- und Korrosionsschutz-
mittel (wie z. B. Farben und Beschichtungen) zum Einsatz. Darüber hinaus werden auch 
Kunststoffe und Geotextilien sowie natürliche und industriell erzeugte Wasserbausteine in 
Gewässern eingesetzt.  
Mit der vielfältigen Produktpalette der eingesetzten Baumaterialien ist eine Reihe unter-
schiedlicher Regelungsbereiche betroffen. Für Baustoffe allgemein können dies die REACH-
Verordnung, die Bauproduktenverordnung, die geplante Ersatzbaustoffverordnung (Ersatz-
baustoffV), das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) sein. Darüber hinaus 
können Regelungsbereiche wie z. B. das Bundesbodenschutzgesetz und die Bundesboden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchG, BBodSchV), das Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und die Landeswassergesetze (LWG), die EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), 
das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und die jeweils untergeordneten Verordnungen, 
Erlasse, Merkblätter und Lieferbedingungen (wie z. B. GrwV, LAGA, LAWA, TLW, TLG, 
MAG, MAK, MAV) von Relevanz sein. Diese rechtlichen Grundlagen dienen einem nach-
haltigen Schutz von Mensch und Umwelt, auch bei der Verwendung von Baumaterialien und 
speziell Wasserbaumaterialien. 
Schädliche Einwirkungen auf die Umwelt, wie sie durch Herstellung, Inverkehrbringen, Ver-
wendung, Rückbau und Beseitigung entstehen können, sollen somit möglichst von vornherein 
vermieden bzw. auf ein Mindestmaß reduziert werden. Diese vorsorgenden Regelungen und 
sich daraus ergebende Beschränkungen sind für sämtliche Beteiligte dennoch äußerst hilf-
reich. Für den Hersteller wird in Bezug auf die technischen und umweltrelevanten Anforde-
rungen ein Rahmen gesetzt, der die Anforderungen an ein Produkt definiert und das Inver-
kehrbringen erleichtert; dem Anwender wird Planungssicherheit ermöglicht, da Verbau, Ein-
satz, Wiederverwertung und Beseitigung unter den Aspekten Arbeitssicherheit, technische 










Obwohl zwischen den involvierten Akteuren (Gesetzgeber, Hersteller und Anwender) Kon-
sens darüber besteht, dass ein Material umweltverträglich sein soll, und diese Umweltverträg-
lichkeit auch in vielen der zuvor genannten Regelwerke gefordert wird, sind die Vorgehens-
weisen zur Prüfung und die zu berücksichtigenden Faktoren vor allem im Bereich der Was-
serbausteine oftmals nur grob definiert. Neben den nationalen Rechtsvorschriften stellen auch 
internationale Vorgaben Anforderungen an die Umweltverträglichkeit. Konkrete Bewertun-
gen der Wasserbaumaterialien finden bislang allerdings nur selten Anwendung. Dies liegt 
nicht zuletzt darin begründet, dass es sich bei Wasserbaumaterialien um eine Vielzahl ver-
schiedenster Produkte mit den unterschiedlichsten Anwendungsbereichen handelt, bei deren 
Einsatz eine Reihe von Schutzgütern betroffen sein kann. Diese sind z. B. Schutz der mensch-
lichen Gesundheit, Schutz von Tieren und Pflanzen und deren biologischer Vielfalt, Schutz 
von Boden, Grundwasser, oberirdischen Gewässern und Küstengewässern sowie der Schutz 
von Klima und Luft.  
 
Soll eine Beurteilung der Umweltverträglichkeit vorgenommen werden, so gibt es Produkte 
und Stoffe, die diesbezüglich eher unproblematisch sind, wie z. B. Sand, Holz und Natur-
stein. Produkte und Materialien mit problematischen Substanzen und Eigenschaften im Be-
reich des Wasserbaus sind z. B. organische Verbindungen wie Lösemittel, Weichmacher, 
Phthalate, Phenole, Amine und aromatische Kohlenwasserstoffe. In Bezug auf die Schutzgü-
ter kann ein Wasserbaumaterial verschiedene adverse Effekte hervorrufen, die, grob unter-
teilt, physikalische, chemische und biologische Wirkpfade betreffen. Adverse Effekte können 
durch Überdeckung, Strukturveränderung, geänderte Wasser- und Wärmeleitkapazität, Ra-
dioaktivität, pH-Wert-Änderung, Metabolitenbildung, Emission von Schadstoffen und toxi-
sche Wirkungen hervorgerufen werden. Bei der Beurteilung ist der gesamte Lebenszyklus 
eines Materials zu berücksichtigen. 
Grundsätzlich sind zur Abschätzung der Emission von Stoffen aus einem Wasserbaumaterial 
und dem damit verbundenen Belastungspotenzial zwei Vorgehensweisen zur Abschätzung 
möglich, die in der Regel auch parallel eingesetzt werden sollten: 
1. Stoffgehalte der Baumaterialien:  
Unter Berücksichtigung des Vorsorgegedankens sollte eine Betrachtung der Inhaltstof-
fe in Bezug auf Zulässigkeit und eingesetzte Menge erfolgen. Im Bereich des Wasser-
baus sollten Stoffe mit der Gefahrstoffkennzeichnung N (umweltgefährlich), T (giftig) 
und T+ (sehr giftig) vermieden werden, und Stoffe mit bekanntermaßen kanzerogenen, 
mutagenen und teratogenen Eigenschaften sollten aktiv keine Verwendung finden. 
2. Elutionsverhalten der Baumaterialien:  
Beim Einsatz von Wasserbaumaterialen sind diese in Kontakt mit dem wässrigen Mi-
lieu. Hierbei kann es in Abhängigkeit von den jeweiligen Umweltparametern und dem 
Baumaterial zu einer Elution und Freisetzung von Schadstoffen kommen. Um das Elu-
tionsverhalten zu quantifizieren, werden verschiedene Prüfmethoden und Freisetzungs-
modelle herangezogen: z. B. Trogversuch, Perkulationsversuch, S4-Elution oder pH-
stat-Verfahren. 
 
Die chemische Analyse in Bezug auf Schadstoffkonzentrationen und freigesetzte Schadstoff-











Für eine Beurteilung des Gefährdungspotenzials sind die Ergebnisse der Stoffanalyse sehr 
wichtig. So können Freisetzungs- und Eintragsmengen abgeschätzt werden. Eine Interpretati-
on der erwarteten Konzentrationen in Bezug auf die Gefährdung biologischer Schutzgüter ist 
nur in Verbindung mit toxikologischen Tests möglich. Durch ökotoxikologische Untersu-
chungen können die integralen toxikologischen Wirkeffekte aller in einer Probe enthaltenen 
Stoffe festgestellt werden. Somit können auch ohne Kenntnis der in einer Probe enthaltenen 
Einzelstoffe und Stoffkonzentrationen Aussagen zum ökotoxikologischen Wirkpotenzial er-
folgen. Auch auftretende synergistische und antagonistische Wirkzusammenhänge der ver-
schiedenen Einzelstoffe werden integral erfasst. 
Die toxikologischen Gefahren, die von einem Wasserbaumaterial ausgehen, sind generell in 
humantoxische und umwelttoxikologische Effekte zu unterteilen. Da die humantoxischen 
Eigenschaften in Bezug auf die Bewertung der Umweltverträglichkeit keine direkte Rolle 
spielen, werden diese in einer ökotoxikologischen Bewertung nicht berücksichtigt. Um Effek-
te und das Belastungspotenzial eines Stoffes auf die Lebensgemeinschaft und deren Orga-
nismen quantifiziert zu erfassen, werden Biotestsysteme eingesetzt. Biotests finden in vielen 
Regelungsbereichen Anwendung, so dienen sie z. B. als Zulassungskriterien im Pflanzen-
schutzbereich sowie bei der REACH-Verordnung, zur Ermittlung von Kompensationszah-
lungen im Bereich der Abwasserverordnung und auch zur Beurteilung des ökotoxikologi-
schen Belastungspotenzials von Sedimenten bei der Baggergutumlagerung. 
Bei der Einschätzung der ökotoxikologischen Auswirkungen von Wasserbaumaterialien sind 
aufgrund des Expositionskompartimentes hauptsächlich Oberflächenwässer und Gewässerse-
dimente zu berücksichtigen. Bei möglichen Belastungspotenzialen eines Baumaterials ist also 
primär das aquatische Ökosystem betroffen. Somit werden für die Untersuchung von Was-
serbaumaterialen Biotestsysteme mit aquatischen Stellvertreterorganismen herangezogen.  
Die potenziell betroffene Biozönose besteht aus einer Lebensgemeinschaft mit zahlreichen 
inter- und intra-spezifischen Wechselbeziehungen, die z. B. über das Nahrungsnetz miteinan-
der verbunden ist. Somit sollte eine ökotoxikologische Betrachtung die unterschiedlichen 
Trophieebenen des aquatischen Ökosystems berücksichtigen. Da es kein direktes Maß für die 
Schädigung eines Ökosystems geben kann, werden mit den Biotestuntersuchungen nur funk-
tionelle Teilaspekte der Organismen untersucht. Konkret bedeutet dies, dass bestimmte End-
punkte wie Verringerung der Überlebensrate, Rückgang der Reproduktion oder Hemmung 
des Wachstums zur Quantifizierung einer Wirkung herangezogen werden. 
Mit Biotestsystemen können sowohl akute Wirkeffekte als auch chronische Effekte ermittelt 
werden, letztere sind erst nach einer längeren Expositions-/Versuchszeit feststellbar. Neben 
den Konzentrationen ist auch die Art der Exposition der Testorganismen bei der Konzeption 
und Durchführung von Biotestuntersuchungen zu berücksichtigen. Die Konzeption eines Bio-
testes ist von der Zielstellung der Untersuchungen abhängig. So erfolgt die Ermittlung von 
Konzentrations- bzw. Dosis-Wirkungs-Beziehungen gegenüber Einzelorganismen mit stan-
dardisierten (z. B. nach DIN, EN oder ISO) Testverfahren im Labor. Da im Labor die Test-
konditionen wie Temperatur und Lichtregime exakt zu kontrollieren sind, sind die ermittelten 
Ergebnisse gut reproduzierbar. Da hierfür meist Einzelspezies eingesetzt werden, können nur 
begrenzt Aussagen zu komplexen Wirkeffekten auf die gesamte Lebensgemeinschaft getrof-









Mesokosmen- oder Freilanduntersuchungen durchführen. Künstlich angelegte Mesokosmen 
sind besser kontrollierbar als Freilanduntersuchungen. Zudem bieten sie die Möglichkeit, 
mehrere Replikate und Ansätze gleichzeitig zu beobachten und durch die Ausführung im  
Außenbereich bilden sie eine Art Kompromiss zwischen Labor- und Freiland. 
Zur Ermittlung des Gefährdungspotenzials vorhandener Inhaltsstoffe und zur Abschätzung 
der Wirkeffekte der Stoffe und Stoffgemische auf die belebte Umwelt sind ökotoxikologische 
Untersuchungen erforderlich. Ökotoxikologische Untersuchungsmethoden sind ein adäquates 
Werkzeug für eine prognostische Gefährdungsabschätzung zur Minimierung von Umweltbe-
lastungen. Die Beurteilung der ökotoxikologischen Eigenschaften eines Baumaterials ist 
selbstverständlich nur dann erforderlich, wenn ein Baumaterial die Voraussetzungen in Bezug 
auf die bautechnischen Anforderungen erfüllt, und somit eine Verwendung im Bereich des 
Wasserbaus möglich wird. 
Derzeit liegen in Europa keine einheitlichen Bewertungskonzepte zur Beurteilung der Um-
weltverträglichkeit von Wasserbaumaterialien vor. Im Hinblick auf den Schutz der Oberflä-
chengewässer sind Bauprodukte im Wasserbau derzeit z. T. noch defizitär geregelt. Aller-
dings gibt es aktuelle Bestrebungen, die Prüfnormen und die Bewertung von Bauprodukten 
zu harmonisieren. 
Die Einschätzung der Umweltverträglichkeit von Wasserbaumaterialien erfolgt im Hinblick 
auf den Vorsorgegrundsatz und das Verursacherprinzip. So soll eine Verschlechterung des 
chemischen und ökologischen Gewässerzustandes vermieden werden. Neben den Bewirt-
schaftungszielen und Zielvorgaben sind stets auch neue Erkenntnisse in Bezug auf die Um-
weltverträglichkeit zu berücksichtigen. Ein eventuell erforderlicher Rückbau soll möglichst 
von vornherein ausgeschlossen werden. Ggf. sind maßnahmenbezogene und standortbezoge-
ne Kriterien bei einer Bewertung zu berücksichtigen, z. B. gewässerspezifische Parameter 
wie Gewässertyp, Salinität und Hydrologie. Mitunter können auch spezielle Minimierungs-
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Zum Ausbau und zur wasserwirtschaftlichen Unterhaltung von Bundeswasserstraßen ist eine 
umweltverträgliche Verwendung von Wasserbaumaterialien von großer Bedeutung. Die 
künstlichen und natürlichen Hartsubstrate, die in Bundeswasserstraßen in verschiedener Form 
als Wasserbaumaterial, insbesondere als Wasserbaustein, verwendet und vorgefunden wer-
den, befinden sich in enger Wechselbeziehung mit den auf, zwischen oder in der Nähe dieser 
Steine lebenden Wassertiere. Diese Wechselbeziehung zwischen Material und Tierwelt kann 
im Wesentlichen durch folgende tierökologisch relevanten Merkmale charakterisiert werden: 
> Die Größe der dem Tier durch das Wasserbaumaterial angebotenen besiedelbaren 
Oberflächen, die Oberflächencharakteristik (Rauhigkeit, Welligkeit) und die  
> chemischen und physikalischen Oberflächeneigenschaften sind wesentliche Fakto-
ren, die die qualitative (Anzahl der Taxa und der Individuen pro m2) und die quanti-
tative Besiedlung (artspezifische Biomasse pro m2) dieser Materialien beeinflussen. 
> Ferner können ebenfalls die aus den künstlichen und natürlichen Wasserbaumateria-
lien eluierbaren anorganischen und organischen Stoffe mit den Wassertieren in 
Wechselwirkung treten und sich je nach Ernährungsweise und Lebensweise der be-
troffenen Art im Körper und im Gewebe der Wassertiere und insgesamt in den Popu-
lationen anreichern (Bioakkumulation). 
> Solche sich in Wassertieren akkumulierenden Stoffe können die Gesundheit und Fit-
ness der Organismen reduzieren und sich in der Nahrungskette von wirbellosen Tie-
ren, über Fische und letztendlich Vögel auch bis zum Menschen als letztem Glied 
der Nahrungskette anreichern. 
 
Bei der Prüfung, ob die Verwendung eines bestimmten Wasserbaumaterials umweltverträg-
lich ist, spielt daher die Bewertung möglicher Auswirkungen auf die Biodiversität und die 
Gesundheit der Fauna eine wichtige Rolle. Im Vortrag wird zu diesem Thema an Fallbeispie-
len vorgestellt, durch welche Vorgehensweise und mit der Hilfe welcher methodischer An-
sätze die Umweltverträglichkeit von Wasserbaumaterialien für Wassertiere sowohl im Labor, 
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